
 

 

 

BUNDESFINANZHOF 
NV (nicht amtlich veröffentlicht) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nachträgliche Anschaffungskosten durch Beseitigung von Nut-
zungseinschränkungen 
 
1. NV: Hat ein Steuerpflichtiger zunächst ein mit e inem ding-
lichen Recht belastetes Grundstück erworben und lös t er dieses 
später ab, um das Grundstück zu nicht mehr durch da s Recht be-
lasteten Zwecken nutzen zu können, sind die Aufwend ungen zur 
Beseitigung der dinglichen Belastung nachträgliche Anschaf-
fungskosten auf den Grund und Boden. 
 
2. NV: Es spielt für das Vorliegen von Anschaffungs kosten 
grundsätzlich keine Rolle, ob die beseitigten Einsc hränkungen 
in der Nutzbarkeit des Grundstücks öffentlich-recht licher oder 
privatrechtlicher Art sind. 
 
3. NV: Gilt eine zivilrechtlich vollbeendete Person engesell-
schaft als steuerrechtlich fortbestehend, weil noch  Steuerver-
fahren anhängig sind, bei denen sie selbst Steuersc huldnerin 
ist, so steht ihr auch die Klagebefugnis gegen die Gewinnfest-
stellungsbescheide nach § 48 Abs. 1 Nr. 1 FGO weite rhin zu. 
 
 
 
EStG § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr . 2 Satz 1, 
Abs. 2 
HGB § 255 Abs. 1 Satz 2 
FGO § 48 Abs. 1 Nr. 1, § 118 Abs. 2, § 126 Abs. 3 S atz 1 Nr. 1 
BGB § 133, § 157, § 1090 
BauGB § 30 Abs. 1 
 
Urteil vom 7. Juni 2018     IV R 37/15 
 
Vorinstanz: FG Baden-Württemberg vom 28. April 2015   
8 K 2129/13 
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T e n o r  

 

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Finanzge-

richts Baden-Württemberg vom 28. April 2015  8 K 21 29/13 auf-

gehoben. 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Kosten des gesamten Verfahrens hat die Klägerin  zu tragen. 

Außergerichtliche Kosten der Beigeladenen werden ni cht erstat-

tet. 

 

G r ü n d e  

 
I. 

Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) ist e ine 

GmbH & Co. KG, die bis zu ihrer Auflösung ein Kiesw erk betrie-

ben und Baustoffe, insbesondere Sand, Schotter und Kies, ver-

kauft hatte. An der Klägerin waren im Streitjahr 20 07 als Kom-

plementärin die X-Beteiligungs-GmbH und als Kommand itistin die 

Y-GmbH & Co. Holding KG (Holding-KG) beteiligt. Die  Firma der 

Holding-KG wurde später in Z-GmbH & Co. KG geändert . Mit 

Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 31. Dez ember 2007 

wurde die Klägerin aufgelöst. Als Liquidator wurde A bestellt. 

Im Jahr 2011 wurde die Klägerin nach Beendigung der  

Liquidation im Handelsregister gelöscht. 

 

Mit notariellen Verträgen vom 29. April 1985 und 11 . März 1986 

erwarb die Klägerin von der Stadt S zwei in S beleg ene 

Flurstücke (nachfolgend: das Grundstück). Die Kläge rin 

verpflichtete sich in den Kaufverträgen, keine Supe rmärkte, 

Discountgeschäfte oder ähnlich ausgerichtete Handel sbetriebe 

auf dem Grundstück zu betreiben. Zur Sicherung dies er Ver-

pflichtung wurde eine beschränkte persönliche Diens tbarkeit 

für S in das Grundbuch eingetragen. Die Klägerin nu tzte das 
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Grundstück als Abstellplatz für LKW und die dazugeh örende Ver-

waltung. 

 

Am 13. Dezember 2002 übertrug die Klägerin das Grun dstück un-

entgeltlich zu Buchwerten auf die Holding-KG, die d ie bishe-

rige Nutzung beibehielt. Das Grundstück wurde in de r Sonderbi-

lanz der Holding-KG bei der Klägerin geführt. 

 

Mit notariell beurkundetem Erbbaurechtsvertrag vom 28. April 

2005 bestellte die Holding-KG der Q-KG für einen jä hrlichen 

Erbbauzins von 96.000 € ein Erbbaurecht an dem Grun dstück. 

Nach dem Erbbaurechtsvertrag war die Q-KG berechtig t, auf dem 

Grundstück einen Lebensmittelmarkt samt Nebengebäud en und 

Parkplätzen zu errichten und zu betreiben. In dem 

Erbbaurechtsvertrag wurde auf die bestehende beschr änkte 

persönliche Dienstbarkeit der S hingewiesen. 

Der Erbbaurechtsvertrag regelte auszugsweise: 

 

"Aufschiebende Bedingung 
10.1 Dieser Vertrag ist aufschiebend bedingt abge-
schlossen. Der Vertrag erlangt volle Wirksamkeit, w enn 
alle unten genannten Bedingungen bis zum 30. April 2007 
wie folgt eingetreten sind: 
a) Erteilung einer bestandskräftigen und vollziehba ren 
Baugenehmigung zur Errichtung und zum Betrieb eines  
eingeschossigen Lebensmittel-Marktes ohne Sortiment sbe-
schränkung (...)" 

 

Die Holding-KG schloss am 31. Januar 2007 mit S ein en Vertrag. 

Darin verpflichtete sich S zunächst, den für das Gr undstück 

geltenden Bebauungsplan, demgemäß die Genehmigung v on Einzel-

handelsbetrieben zum damaligen Zeitpunkt unzulässig  war, zu 

ändern. Durch die Änderung des geltenden Bebauungsp lans sollte 

die Errichtung eines Lebensmittelmarktes auf dem Gr undstück 

ermöglicht werden (vgl. § 1 des abgeschlossenen stä dtebauli-

chen Vertrags). Die Holding-KG verpflichtete sich i m Gegenzug, 

3 

4 

5 

6 



- 3 - 

- 4 - 

 

die Kosten und sonstigen Aufwendungen für die Aufst ellung des 

Bebauungsplans zu übernehmen und hierfür einen Kost enbeitrag 

von 10.000 € zu leisten (§ 2 des städtebaulichen Ve rtrags). 

Weiterhin verpflichtete sich S, auch die beschränkt en persön-

lichen Dienstbarkeiten betreffend die Verpflichtung  der 

Holding-KG, keine Supermärkte, Discountgeschäfte od er ähnlich 

ausgerichtete Handelsbetriebe zu errichten, aufzuhe ben und 

diese Rechte zu löschen. Dafür hatte die Holding-KG  eine Ent-

schädigung an S in Höhe von 30.000 € zu zahlen. Die  Holding-KG 

bezahlte die vereinbarten 40.000 € an S. Die Q-KG e rrichtete 

den Lebensmittelmarkt auf dem Grundstück. 

 

Die Klägerin behandelte die Zahlung an S als Sonder betriebs-

aufwand der Holding-KG für das Streitjahr. 

 

Der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt --F A--) ging 

demgegenüber davon aus, dass es sich bei der Zahlun g der 

Holding-KG um Anschaffungskosten des Grund und Bode ns handele, 

und erkannte den sofortigen Sonderbetriebsausgabena bzug nicht 

an. Das FA änderte deshalb unter Aufhebung der Vorb ehalte der 

Nachprüfung am 2. Juli 2010 den Bescheid über die F eststellung 

des vortragsfähigen Gewerbeverlustes auf den 31. De zember 2007 

sowie am 13. Juli 2010 den Bescheid über die gesond erte und 

einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlage n (Gewinn-

feststellung) für 2007. 

 

Der dagegen erhobene Einspruch blieb erfolglos. Das  Finanzge-

richt (FG) gab der Klage mit Urteil vom 28. April 2 015 statt. 

 

Mit seiner Revision rügt das FA die Verletzung mate riellen 

Rechts. Die streitigen Aufwendungen über 40.000 € k önnten im 

Streitjahr nicht als Sonderbetriebsausgaben abgezog en werden, 

sondern seien als Anschaffungskosten des Grund und Bodens zu 
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aktivieren. 

 

Das FA beantragt, 

das Urteil des FG vom 28. April 2015  8 K 2129/13 a ufzuhe-

ben und die Klage abzuweisen. 

 

Die Klägerin beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Die geltend gemachten Sonderbetriebsausgaben seien anzuerken-

nen. Anschaffungskosten lägen nicht vor. Das Grunds tück sei 

bereits betriebsbereit gewesen; durch den Abschluss  des Erb-

baurechtsvertrags habe es seine Betriebsbereitschaf t auch 

nicht verloren. Bei den hier getätigten Aufwendunge n handele 

es sich nicht um grundstücksbezogene Maßnahmen, wie  etwa bei 

der Erschließung eines Grundstücks durch eine weite re Zufahrt. 

 

Der Senat hat mit Beschluss vom 13. Februar 2018 di e 

Holding-KG, beschränkt auf das Verfahren der Gewinn feststel-

lung für 2007, beigeladen. 

 

Die Klägerin, das FA und die Beigeladene haben auf die Durch-

führung einer mündlichen Verhandlung verzichtet. 

 

II. 

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung  des ange-

fochtenen Urteils und zur Abweisung der Klage, § 12 6 Abs. 3 

Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO). Das F G ist zu 

Recht von der Zulässigkeit der Klage ausgegangen (d azu un-

ter 1.). Es hat aber das Vorliegen nachträglicher A nschaf-

fungskosten rechtsfehlerhaft verneint (dazu unter 2 .). Da 

Spruchreife vorliegt, kann der Senat selbst in der Sache ent-

scheiden und weist die Klage ab (dazu unter 3.). 
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1. Die Klage war zulässig, insbesondere war die Klä gerin be-

fugt, Klage auch gegen den Gewinnfeststellungsbesch eid zu er-

heben. 

 

a) Zwar endet die Befugnis der Personengesellschaft , nach § 48 

Abs. 1 Nr. 1 FGO für ihre Gesellschafter Klage gege n den Ge-

winnfeststellungsbescheid zu erheben, grundsätzlich  mit ihrer 

Vollbeendigung und es lebt die bisher überlagerte K lagebefug-

nis der einzelnen Gesellschafter wieder auf, deren Mitglied-

schaft die Zeit berührt, die der betreffende Gewinn feststel-

lungsbescheid betrifft (vgl. Urteil des Bundesfinan zhofs 

--BFH-- vom 23. April 2009 IV R 87/05, BFH/NV 2009,  1650; BFH-

Beschluss vom 17. Oktober 2013 IV R 25/10, Rz 19, u nd BFH-Ur-

teil vom 22. Januar 2015 IV R 62/11, Rz 12). Anders  verhält es 

sich jedoch bei einer Klage gegen Steuerbescheide, deren In-

haltsadressatin die Personengesellschaft selbst ist , wie dies 

bei den Betriebssteuern der Fall ist. Liegt kein Fa ll einer 

Gesamtrechtsnachfolge vor, bei der die Klagebefugni s auf den 

Rechtsnachfolger übergeht, so gilt die Personengese llschaft 

trotz einer etwaigen zivilrechtlichen Vollbeendigun g so lange 

als steuerrechtlich existent, wie noch Steueransprü che gegen 

sie oder von ihr geltend gemacht werden und das Rec htsverhält-

nis zu den Finanzbehörden nicht endgültig abgewicke lt ist 

(vgl. BFH-Beschluss vom 12. April 2007 IV B 69/05, BFH/NV 

2007, 1923, und BFH-Urteil vom 22. Januar 2015 IV R  62/11, 

Rz 13). Gilt eine Personengesellschaft als steuerre chtlich 

fortbestehend, weil noch Steuerverfahren anhängig s ind, bei 

denen sie selbst Steuerschuldnerin ist, so steht ih r nach der 

Rechtsprechung des Senats auch die Klagebefugnis ge gen die Ge-

winnfeststellungsbescheide nach § 48 Abs. 1 Nr. 1 F GO weiter-

hin zu (vgl. BFH-Beschlüsse in BFH/NV 2007, 1923, u nter 1.c, 

17 

18 



- 6 - 

- 7 - 

 

und vom 16. Dezember 2009 IV B 103/07, BFH/NV 2010,  865, unter 

II.1.). 

 

b) Danach hat das FG zu Recht die Klagebefugnis der  Klägerin 

bejaht. Selbst wenn die Klägerin im Zeitpunkt der K lageerhe-

bung bereits zivilrechtlich vollbeendet war, ist ih re Klagebe-

fugnis nicht entfallen. Denn Klage und Revision ric hten sich 

sowohl gegen einen Gewinnfeststellungsbescheid als auch gegen 

einen gewerbesteuerlichen Verlustfeststellungsbesch eid. 

 

2. Das Urteil des FG hat zu Unrecht das Vorliegen n achträgli-

cher Anschaffungskosten für das Grundstück verneint . 

 

a) Die Klägerin unterhielt im Streitzeitraum einen Gewerbebe-

trieb und ermittelte ihren Gewinn nach § 5 Abs. 1, § 4 Abs. 1 

des Einkommensteuergesetzes (EStG) durch Betriebsve rmögensver-

gleich. Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehöre n nach § 15 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 EStG die Gewinnanteile d er Gesell-

schafter einer OHG, KG oder einer anderen Gesellsch aft, bei 

der der Gesellschafter als Unternehmer (Mitunterneh mer) anzu-

sehen ist. In die Gewinnermittlung der Mitunternehm erschaft 

sind gemäß § 4 Abs. 1 EStG auch die (positiven und negativen) 

Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebsvermögens sowie die Sonder-

betriebseinnahmen, insbesondere die Vergütungen, di e der Ge-

sellschafter von der Gesellschaft für seine Tätigke it im 

Dienst der Gesellschaft oder für die Hingabe von Da rlehen oder 

für die Überlassung von Wirtschaftsgütern bezogen h at (§ 15 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 Halbsatz 2 EStG), und di e Sonderbe-

triebsausgaben einzubeziehen (vgl. Beschluss des Gr oßen Senats 

des BFH vom 3. Mai 1993 GrS 3/92, BFHE 171, 246, BS tBl II 

1993, 616, unter C.III.6.a bb, und BFH-Urteil vom 1 2. Februar 

2014 IV R 22/10, BFHE 244, 560, BStBl II 2014, 621,  Rz 22). 
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b) Die steuerliche Bewertung des Sonderbetriebsverm ögens der 

Beigeladenen bei der Klägerin erfolgt nach § 6 EStG . 

 

aa) Nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter wie der Grund  und Boden 

sind gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 EStG mit den Ans chaffungs- 

oder Herstellungskosten zu bewerten. Der handelsrec htliche Be-

griff der Anschaffungskosten ist auch der steuerbil anziellen 

Beurteilung zugrunde zu legen (vgl. BFH-Urteil vom 3. August 

2005 I R 36/04, BFHE 211, 112, BStBl II 2006, 369, unter 

II.4.a). Die Zuordnung von Aufwendungen zu den Ansc haffungs-

kosten erfolgt nach der Definition des § 255 Abs. 1  des Han-

delsgesetzbuchs --HGB-- (ständige Rechtsprechung, z .B. Be-

schluss des Großen Senats des BFH vom 4. Juli 1990 GrS 1/89, 

BFHE 160, 466, BStBl II 1990, 830, unter C.III.1.c dd, und 

BFH-Urteil vom 14. April 2011 IV R 50/08, unter II. c bb). 

 

bb) Nach § 255 Abs. 1 HGB sind Anschaffungskosten d ie Aufwen-

dungen, die geleistet werden, um einen Vermögensgeg enstand zu 

erwerben und ihn in einen betriebsbereiten Zustand zu verset-

zen, soweit sie dem Vermögensgegenstand einzeln zug eordnet 

werden können. Zu den Anschaffungskosten gehören au ch die Ne-

benkosten sowie die nachträglichen Anschaffungskost en. 

 

Ein Wirtschaftsgut ist betriebsbereit, wenn es ents prechend 

seiner Zweckbestimmung genutzt werden kann. Zu den Anschaf-

fungskosten zählen daher auch die Aufwendungen, die  erforder-

lich sind, um das Wirtschaftsgut bestimmungsgemäß n utzen zu 

können. Die Art und Weise, wie das Wirtschaftsgut g enutzt wer-

den soll, bestimmt der Erwerber (vgl. BFH-Urteil vo m 

18. August 2010 X R 30/07, Rz 45). Der durch den Er werber zu 

bestimmende Zweck der Nutzung eines Grundstücks i.S . von § 255 

Abs. 1 HGB erschöpft sich nicht darin, dass das Wir tschaftsgut 

zur Erzielung von Einkünften im Rahmen einer bestim mten Ein-
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kunftsart genutzt werden soll und damit betriebsber eit wäre, 

wenn es dafür überhaupt einsetzbar ist. Der Zweck d er Nutzung 

stellt vielmehr auf die konkrete Art und Weise, in der der Er-

werber das Grundstück zur Einkünfteerzielung nutzen  will, ab. 

Für Grund und Boden wird dessen Betriebsbereitschaf t alleine 

durch seinen Zustand und deshalb durch grundstücksb ezogene 

Kriterien bestimmt, insbesondere durch Größe, Lage,  Zuschnitt, 

Erschließung und Grad der Bebaubarkeit. Solange die se Merkmale 

unverändert bleiben, bleibt es auch der Zustand die ses Wirt-

schaftsguts, sodass es am "Versetzen" des Grund und  Bodens in 

einen betriebsbereiten Zustand fehlt (BFH-Urteil vo m 20. Juli 

2010 IX R 4/10, BFHE 230, 392, BStBl II 2011, 35, R z 13). 

 

Verändern sich diese Merkmale jedoch und geht dies mit einer 

wesentlichen Verbesserung des Grund und Bodens und damit auch 

mit einer Werterhöhung einher, so sind (nachträglic he) An-

schaffungskosten anzunehmen (vgl. BFH-Urteile vom 1 1. Dezember 

2003 IV R 40/02, BFHE 204, 219, BStBl II 2004, 282,  unter 2., 

und in BFHE 211, 112, BStBl II 2006, 369, unter II. 4.c). 

 

Nachträgliche Anschaffungskosten des Grund und Bode ns sind da-

nach etwa die Kosten für die erstmalige Erschließun g (z.B. 

BFH-Urteil vom 12. Januar 1995 IV R 3/93, BFHE 177,  52, 

BStBl II 1995, 632, unter 1.a) oder Aufwendungen, d ie einem 

Eigentümer durch Abgabe von Grundstücksflächen ents tehen, für 

die er --im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Uml egungsver-

fahrens-- durch Änderung der Bauleitplanung eine (g eänderte) 

Bebaubarkeit seiner Grundstücke erhält (vgl. BFH-Ur teil vom 

6. Juli 1989 IV R 27/87, BFHE 157, 554, BStBl II 19 90, 126, 

unter 2.). 

 

cc) Werden Aufwendungen getätigt, um rechtliche Bes chränkungen 

des Eigentumsrechts zu verändern, so werden nachträ gliche An-
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schaffungskosten auf den Grund und Boden nach der R echtspre-

chung des BFH etwa dann angenommen, wenn ein Steuer pflichtiger 

zunächst ein mit einem dinglichen Nutzungsrecht bel astetes 

Grundstück erworben hat, dieses Nutzungsrecht späte r jedoch 

ablöst und damit die Beschränkung seines Eigentums beseitigt 

(vgl. BFH-Urteile vom 21. Dezember 1982 VIII R 215/ 78, BFHE 

138, 44, BStBl II 1983, 410 - Löschung eines Erbbau rechts; vom 

26. Juni 1991 XI R 4/85, BFH/NV 1991, 681 - entgelt liche Ablö-

sung eines Vermächtnisnießbrauchs durch Miterben, u nd vom 

15. Dezember 1992 IX R 323/87, BFHE 169, 386, BStBl  II 1993, 

488, unter 2. – Ablösung eines dinglichen Wohnungsr echts). Es 

spielt hierbei grundsätzlich keine Rolle, ob die ge tragenen 

Kosten zur erhöhten Nutzbarkeit des Grund und Boden s für die 

Beseitigung von Beschränkungen aufgewendet werden, die öffent-

lich-rechtlich oder privatrechtlich begründet sind.  

 

dd) Für die Zuordnung entstandener Kosten zu den (n achträgli-

chen) Anschaffungskosten ist ein bloß kausaler oder  zeitlicher 

Zusammenhang mit der Anschaffung nicht ausreichend.  Es bedarf 

auch der entsprechenden Zweckbestimmung. Aus Sicht des Bilan-

zierenden muss dieser Zweck auf die beabsichtigte F unktion und 

Eigenschaft, also den angestrebten Erfolg und betri ebsbereiten 

Zustand des Wirtschaftsguts als Teil des Betriebsve rmögens ge-

richtet sein (sog. finaler Begriff der Anschaffungs kosten, 

vgl. BFH-Urteile vom 13. Oktober 1983 IV R 160/78, BFHE 139, 

273, BStBl II 1984, 101, unter A.1., und in BFHE 21 1, 112, 

BStBl II 2006, 369, unter II.4.c). 

 

3. Das Urteil des FG ist aufzuheben. Das FG hat sei ner Ent-

scheidung abweichende Rechtsgrundsätze zugrunde gel egt (a). 

Auch dessen Würdigung, der Aufwand der Klägerin sei  nicht 

zweckgerichtet für die Beseitigung der Einschränkun g der Nutz-

barkeit des Grundstücks, sondern zur Einkünfteerzie lung er-
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folgt, ist für den BFH nicht bindend, da sie gegen die Grund-

sätze der Auslegung von Verträgen verstößt (b). Die  Sache ist 

spruchreif und die Klage abzuweisen (c). 

 

a) Das FG hat zu Unrecht angenommen, dass Aufwendun gen zur Be-

seitigung bestehender rechtlicher Beschränkungen ei ner Grund-

stücksnutzung nicht als nachträgliche Anschaffungsk osten zu 

behandeln seien, wenn der Steuerpflichtige durch Ve reinbarung 

einer Nutzungsüberlassung vor allem (höhere) Einkün fte habe 

erzielen wollen. Denn der dingliche Bezug der Besei tigung der 

Einschränkungen des Eigentums trete dann in den Hin tergrund. 

 

Der Senat folgt dieser Begründung nicht, sondern hä lt aus-

drücklich an den oben (unter II.2.b) dargelegten Ab grenzungs-

merkmalen fest. Das FG verkennt den Begriff der nac hträglichen 

Anschaffungskosten in § 255 Abs. 1 Satz 2 HGB, wenn  es an-

nimmt, Kosten für eine Maßnahme seien bereits desha lb sofort 

abziehbar, weil der Steuerpflichtige damit seine Ei nkünfte 

habe erhöhen wollen. Denn diese Absicht liegt grund sätzlich 

jedem betrieblichen Aufwand zugrunde und ist als so lche nicht 

geeignet, als Abgrenzung zwischen Anschaffungskoste n und so-

fort abziehbaren Betriebsausgaben zu dienen. Maßgeb lich ist 

alleine, ob Aufwendungen dazu dienen, die vom Steue rpflichti-

gen bezweckte Betriebsbereitschaft des Grundstücks herzustel-

len, und eine Werterhöhung für das Grundstück bewir ken. 

 

Entgegen der Ansicht des FG kann aus dem BFH-Urteil  vom 

26. Januar 2011 IX R 24/10 keine Abkehr von der o.g . Recht-

sprechung zur Bestimmung der nachträglichen Anschaf fungskosten 

abgeleitet werden. Der BFH hat in jenem Urteil ents chieden, 

dass eine Abfindungszahlung bei den Einkünften aus Vermietung 

und Verpachtung sofort als Werbungskosten abzugsfäh ig und 

nicht den Anschaffungskosten zuzurechnen sei, wenn die Zahlung 
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dafür geleistet werde, dass ein bestehendes Erbbaur echt vor-

zeitig beendet und damit der Neuabschluss eines mit  einem an-

deren Nutzer vereinbarten Erbbaurechts unter Ansatz  eines hö-

heren Erbbauzinses ermöglicht werde. Die Entscheidu ng stellt 

ausdrücklich klar, dass die Nutzungsüberlassung dur ch die Ei-

gentümer vor und nach Zahlung der Abfindung dieselb e geblieben 

sei --eine Nutzungsüberlassung durch Einräumung ein es Erbbau-

rechts--, lediglich die wirtschaftlichen Bedingunge n der Ein-

künfteerzielung optimiert worden seien. Die Eigentü merin hatte 

in jenem Fall die Aufhebung des bisherigen Erbbaure chts gegen 

Zahlung einer Abfindung erreicht und noch am selben  Tag einen 

neuen, mit höherem Entgelt versehenen Erbbaurechtsv ertrag ab-

geschlossen. Für eine solche nur so kurzfristige Er langung un-

belasteten Eigentums überlagert nach Auffassung des  BFH der 

wirtschaftliche Zusammenhang der Ablösezahlung mit der Über-

lassung an den neuen Erbbauberechtigten die Ablösun g des alten 

Erbbaurechts, so dass keine nachträglichen Anschaff ungskosten 

vorliegen. 

 

Auf den vorliegenden Streitfall ist diese Entscheid ung jedoch 

nicht übertragbar. Es kann nicht angenommen werden,  dass der 

von der Beigeladenen verfolgte Zweck, unbelastetes Eigentum zu 

erlangen, überlagert wurde. Denn die Beigeladene ha t mit den 

hier streitigen Aufwendungen erreicht, dass die ein geschränkte 

Nutzbarkeit des Grundstücks durch die Vorgaben der öffentli-

chen Bauleitplanung und der beschränkten persönlich en Dienst-

barkeit der S dauerhaft entfallen. In Zukunft kann das Grund-

stück durch die Beigeladene --und einen etwaigen Re chtsnach-

folger-- frei von den bisher bestehenden Belastunge n für Zwe-

cke des Einzelhandels genutzt werden. Es liegt mith in kein 

Fall vor, in dem die Belastung des Eigentums unverä ndert fort-

besteht und nur die Bedingungen für die Nutzung des  Eigentums 

geändert werden. 
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b) Der Würdigung des FG, die Eigentümerbefugnisse d er Beigela-

denen seien durch die Zahlungen an S nicht erweiter t, sondern 

eingeschränkt worden, weil die Aufwendungen getätig t worden 

seien, als die Beigeladene schon der Q-KG gegenüber  durch ei-

nen Erbbaurechtsvertrag verpflichtet gewesen sei, k ann eben-

falls nicht gefolgt werden. 

 

Diese Auslegung des mit der Q-KG geschlossenen Vert rags vom 

28. April 2005 ist für den Senat nicht nach § 118 A bs. 2 FGO 

bindend, denn sie widerspricht den Grundsätzen der §§ 133, 157 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs --BGB-- (vgl. dazu die  ständige 

BFH-Rechtsprechung, u.a. Urteile vom 21. Oktober 20 14 

VIII R 44/11, BFHE 247, 308, BStBl II 2015, 593, un d vom 

28. Mai 2015 IV R 3/13, Rz 18). Aus Ziff. 10.1 des genannten 

Erbbaurechtsvertrags vom 28. April 2005 ergibt sich , dass die-

ser Vertrag bis zur Erteilung der Baugenehmigung zu r Errich-

tung und zum Betrieb eines Lebensmittelmarktes aufs chiebend 

bedingt war. Nach § 158 Abs. 1 BGB wurde der Vertra g deshalb 

erst mit Eintritt der Bedingungen wirksam. Damit wa r gesi-

chert, dass der Erbbaurechtsvertrag erst dann verbi ndlich 

wird, wenn die Eigentümerbefugnisse der Beigeladene n nicht 

mehr hinsichtlich der Grundstücksnutzung für den Ei nzelhandel 

beschränkt sein würden. Diese Beeinträchtigungen de s Eigen-

tumsrechts wurden durch den Vertrag mit S vom 31. J anuar 2007 

auch beseitigt, sodass die Beigeladene die erweiter te Nut-

zungsmöglichkeit des Grundstücks erreicht hatte, di e sie dann 

--entsprechend ihrer Planung-- dem neuen Nutzer zur  Verfügung 

stellte. 

 

c) Der Senat kann auf Grundlage der getroffenen Fes tstellungen 

selbst entscheiden und weist die Klage ab (§ 126 Ab s. 3 Satz 1 

Nr. 1 FGO). 
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Die Aufwendungen der Beigeladenen sind nachträglich e Anschaf-

fungskosten für den Grund und Boden. Durch die Vere inbarungen 

mit S vom 31. Januar 2007 und die damit einhergehen de Zahlung 

hat sie erreicht, dass die bisher bestehenden recht lichen Hin-

dernisse, die der bezweckten Nutzungsüberlassung de s Grund-

stücks an die Q-KG zum Betrieb eines Lebensmittelma rktes ent-

gegenstanden, beseitigt wurden. Diese Hindernisse b estanden in 

den einer Genehmigung des Vorhabens entgegenstehend en Bestim-

mungen des Bebauungsplans (vgl. § 30 Abs. 1 des Bau gesetzbuchs 

--BauGB--) wie auch in der einer entsprechenden Nut zung wider-

sprechenden beschränkten persönlichen Dienstbarkeit  der S 

(vgl. § 1090 BGB). Mit Beseitigung dieser rechtlich en Hinder-

nisse konnte die Beigeladene das Grundstück seiner neuen Be-

stimmung, Nutzung für den Einzelhandel, zuführen. D ie beste-

henden öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen  Einschrän-

kungen wurden beseitigt, um das Grundstück entsprec hend den 

Vorstellungen seiner Eigentümerin nutzen zu können,  und es 

mithin für deren Zwecke betriebsbereit zu machen. D ie Erweite-

rung der Nutzbarkeit des Grundstücks führte auch zu  einer 

Werterhöhung des Grundstücks. 

 

Es kommt danach nicht darauf an, ob der durch die K lägerin be-

gehrte Ansatz von Sonderbetriebsausgaben der Beigel adenen 

schon daran scheitern muss, dass dieser Aufwand nic ht als Son-

derbetriebsaufwand bei der Gewinnermittlung der Klä gerin, son-

dern als durch den Betrieb der Beigeladenen (Erziel ung von 

Einkünften aus der Gebrauchsüberlassung eines Grund stücks im 

Wege des Erbbaurechts) veranlasster Aufwand in dere n Gewinner-

mittlung zu berücksichtigen ist. 

 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1, § 139 

Abs. 4 FGO. 
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5. Der Senat entscheidet im Einverständnis der Bete iligten 

ohne mündliche Verhandlung (§ 121 Satz 1 i.V.m. § 9 0 Abs. 2 

FGO). 
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